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BEGRÜNDUNG 

Der geänderte Vorschlag, der der Kommission jetzt zur Genehmigung und Weiterleitung an den Rat 
und das Europäische Parlament vorgelegt wird, stützt sich auf den ursprünglichen Wortlaut des von der 
Kommission am 26.6.1995 genehmigten Vorschlags [KOM (95)297 endg. - 95/0162 (SYN)] sowie auf 
die bei der Sitzung des Europäischen Parlaments im Februar 1996 genehmigten Änderungsanträge, 
welche die Kommission für annehmbar hält. 

Die Kommission kann den vom Parlament genehmigten Änderungsanträgen Nr. 1, 2, 3, 5, 6, 8, 9, 10, 
11, 17, 21 (Absatz 1 sowie der erste Unterabsatz des Absatzes 2) und 22 zustimmen, da es sich hier 
nach ihrer Auffassung um zweckmäßige Präzisierungen oder die Aufführung von Grundsätzen handelt, 
die den Vorschlag abrunden. 

Dem Änderungsantrag Nr. 4 kann sie ebenfalls zustimmen, wenngleich er sich auf die Anstrengungen 
zur Konfliktverhütung bezieht, während der betreffende Rechtsakt sich eher mit den Folgen der 
Konflikte befaßt. Gleiches gilt für den Änderungsantrag Nr. 7, auch wenn diese Rechtsvorschrift in 
Situationen angewendet wird, in denen die Bevölkerungsbewegungen bereits stattgefunden haben. 

Der Änderungsantrag Nr. 12 wird teilweise in dem geänderten Vorschlag übernommen. Die 
Kommission ist zwar bereit, die Wörter "Unterstützung" und "/////e " hinzuzufügen, kann der Aufnahme 
der "zurückgekehrten Vertriebenen" jedoch nicht zustimmen, da dieser Begriff weder in bezug auf die 
Beschränkung der Aktionen auf die Entwicklungsländer (dies stünde der Fortführung der Hilfe für die 
entwurzelte Bevölkerung, die sich vorübergehend in einem entwickelten Land niedergelassen hat, 
entgegen) noch in bezug auf die Begriffsbestimmung der langfristigen Hilfe eindeutig definiert ist. 

Der Änderungsantrag Nr. 13 wird ebenfalls übernommen, auch wenn er scheinbar zu "idealistisch" ist 
und mit den der Kommission zu Gebote stehenden materiellen und personellen Ressourcen kaum zu 
realisieren sein dürfte. 

Die Kommission stimmt dem Änderungsantrag Nr. 14 teilweise zu und nimmt die vom Parlament 
vorgeschlagenen Verbesserungen hinsichtlich der Definitionen der zu finanzierenden Aktionen auf, 
wohingegen andere Änderungswünsche nicht berücksichtigt werden können. Insbesondere ist die 
Kommission zwar voll und ganz damit einverstanden, daß die Rückführungen auf freiwilliger Basis 
erfolgen müssen, doch kann sie dem Textvorschlag nicht zustimmen, da dies zur Folge hätte, daß 
jegliche Hilfe für gegebenenfalls gegen ihren Willen zurückgeführte Bevölkerungsgruppen verhindert 
würde. Der Grundsatz der freiwilligen Rückführung wird daher in den "Erwägungen" aufgeführt. 

Aus den gleichen Gründen wird nur der Teil des Änderungsantrags Nr. 15, der die Definition der 
Vertriebenen betrifft, übernommen. 

Der Änderungsantrag Nr. 16 wird weitgehend übernommen, mit Ausnahme der Erwähnung der 
Rehabilitation, die vermieden werden sollte, da diese Art von Maßnahmen durch andere Rechtsakte 
bereits abgedeckt ist, und der vorgeschlagenen neuen Begriffsbestimmung der ehemaligen Kämpfer, 
da es wichtig ist, daß auch Maßnahmen zugunsten der ehemaligen Mitglieder bewaffneter 
Oppositionsbewegungen getroffen werden können. 

Dahingegen kann die Kommission folgenden Änderungsanträgen nicht zustimmen und nimmt sie daher 
nicht in ihren geänderten Vorschlag auf: 

Änderungsantrag Nr. 18, da die Festlegungen hinsichtlich der für die Maßnahmen verfügbaren Mittel 
zu restriktiv wären und den Anforderungen an die Schnelligkeit und Flexibilität der in dieser 
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Haushaltslinie vorgesehenen Aktionen kaum gerecht würden, denn die Konsultation aller an der 
Operation beteiligten Partner, des Parlamentsausschusses und der NRO-Vcrbindungsslcllc wäre eine 
Auflage, die mit den der Kommission zu Gebote stehenden materiellen und personellen Ressourcen und 
mit der für die Durchführung dieses Rechtsaktes gebotenen Schnelligkeit und Flexibiltiät unvereinbar 
wäre; 

Änderungsantrag Nr. 19, soweit er die Aufhebung der Vorprüfung der Projekte, deren Finanzierung 
die Kommission plant, durch einen aus Vertretern der Mitgliedstaaten bestehenden Ausschuß betrifft, 
da die bekannten Standpunkte der Mitgliedstaaten diesen Vorschlag unrealistisch erscheinen lassen; 
gleiches gilt für den Teil, der die Teilnahme an den Ausschreibungen und den Ursprung der 
Lieferungen betrifft, da es die Kommission nicht für zweckmäßig hält, dem Aufnahmcland eine 
Vorzugsstellung einzuräumen, da dies auf die Gewährung von Präferenzen für entwickelte Drittländer 
hinauslaufen könnte; 

Änderungsantrag Nr. 20, denn 

er bezweckt die Streichung der Nennung des ALA-Ausschusses, der angesichts der Art der in 
dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen als das geeignetste Gremium erseheint; 
er sieht vor, daß die Kommission vor der Erörterung der allgemeinen Orientierungen die 
Behörden, Partnerorganisationen und Empfänger in den Drittländern, in denen die Aktionen 
durchgeführt werden sollen, konsultiert. Dies wäre eine mit zu großen Zwängen verbundene 
Verpflichtung, die mit den der Kommission zu Gebote stehenden materiellen und personellen 
Ressourcen nicht zu erfüllen wäre und Verzögerungen verursachen dürfte; 
er sieht vor, daß die Sitzungen des für diese Verordnung vorgesehenen Beratenden Ausschusses 
öffentlich sind, daß die Protokolle dem Parlament übermittelt werden und daß ein 
Parlamentsmitglied als Beobachter mit Rederecht an den Sitzungen des Ausschusses teilnimmt; 

Änderungsantrag Nr. 21, da er die Vorlage eines detaillierten Jahresberichtes durch die Kommission 
vorsieht, was mit den der Kommission zu Gebote stehenden materiellen und personellen Ressourcen 
unvereinbar ist. 
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(Geänderter) Vorschlag für die Verordnung .... des Rates 
vom 

über Aktionen im Bereich der "Hilfe für entwurzelte Bevölkerungsgruppen 
(Flüchtlinge, Vertriebene und Rückkehrer) 

in den ALA-Entwicklungsländcrn 

Der Rat der Europäischen Union -

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 130 w, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Übereinkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge wurde am 28. Juli 1951 von 
der Konferenz der Vereinten Nationen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und 
Heimatlosen und das Protokoll von New York am 31. Januar 1967 angenommen, und die 
Vereinten Nationen haben weitere Entschließungen zur Flüchtlingspolitik angenommen. 

Im Jahre 1948 wurde die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte angenommen, und 
1966 wurde der Internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte, 1979 das 
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau und 1989 das 
Übereinkommen über die Rechte des Kindes geschlossen. 

Das Europäische Parlament nahm am 16. Dezember 19832 eine Entschließung über die 
Unterstützung der Flüchtlinge in den Entwicklungsländern und danach weitere 
Entschließungen zu diesem Thema an. 

Sowohl der Rat als auch das Europäische Parlament haben zu einem verstärkten 
Engagement der Gemeinschaft in diesem Bereich aufgerufen. 

Die Wirksamkeit der Programme zur Unterstützung der entwurzelten 
Bevölkerungsgruppen (Flüchtlinge, Rückkehrer und Vertriebene) hängt ab von der 
Koordinierung der Hilfen sowohl auf europäischer Ebene als auch mit den anderen 
Geldgebern, den Nichtregierungsorganisationen und der Organisation der Vereinten 
Nationen. 

Es ist notwendig, die Anstrengungen zur Konfliktverhütung zu verstärken und jede 
friedliche Lösung von politischen Konflikten und Kriegen zu fördern, die die Flucht der 
betroffenen Bevölkerung auslösen. 

Die Rechtsstellung des "de-facto-Flüchtlings" im Zusammenhang sowohl mit allgemeinen 
als auch individuellen Notsituationen gemäß der Definition der Erklärung von Karthagena 

Stellungnahme vom ... (ABI. Nr. ... vom ...) und Beschluß vom ... (ABl. Nr. ... vom ...). 
ABl. Nr. C 10/279. 
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von 1984 und der Empfehlung des Europarates und des Europäischen Parlaments wird 
international zunehmend anerkannt. 

Die Rechtsstellung des Flüchtlings kann auf der Verfolgung bestimmter sozialer Gruppen 
beruhen, und es ist daher notwendig, den Grundsatz der Nichtdiskriminierung zu fördern. 

Es ist notwendig, den Grundsatz der "Nicht/.urückweisung" zu wahren und eine 
ordnungsgemäße gerichtliche Regelung der Fälle von Menschenrechtsverletzungen zu 
gewährleisten. 

Es ist notwendig, den Grundsatz zu wahren, wonach Flüchtlinge oder Vertriebene niemals 
zur Rückkehr in ihr Heimatland oder in ihre Heimatregion gezwungen werden dürfen und 
der Wille der Betroffenen bei jeder Rückführung oder Rückkehr zu achten ist. 

Die Sonderganisationen und -einrichtungen und die Nichtregierungsorganisationen haben 
bei der Durchführung von Aktionen dieser Art umfangreiche Erfahrung auf dem Gebiet 
der Unterstützung der entwurzelten Bevölkerungsgruppen gesammelt. 

Da die Aktion zugunsten der entwurzelten Bevölkerungsgruppen gemäß dem Wunsch der 
Gemeinschaft darauf ausgerichtet sein soll, die sogenannte Überlebensphase in eine Phase 
der "Selbsthilfe" oder der verringerten Abhängigkeit dieser Bevölkerungsgruppen zu 
verwandeln, handelt es sich bei der Hilfe zur Ansiedlung oder Wiederansiedlung dieser 
Bevölkerungsgruppen um Aktionen, die über die landwirtschaftliche Erzeugung, die 
Viehzucht, die Fischzucht, die Schaffung von Kreditsystemen, die allgemeine und die 
berufliche Bildung die Selbstversorgung und ein angemessenes Gesundheits- und 
Hygieneniveau gewährleisten sollen. 

Diese Art der Hilfe ist eine notwendige Voraussetzung für die Entwicklung der 
betreffenden Länder und leistet somit einen wichtigen Beitrag zu den in Artikel 130 u des 
Vertrags genannten Zielen der Politik der Union auf dem Gebiet der 
Entwicklungszusammenarbeit. 

Die von der Europäischen Union gewährte Hilfe entbindet die Regierung des 
Aufnahmelandes und die Geber nicht von ihrer Verpflichtung, die Menschenrechte der 
Flüchtlinge im Einklang mit den internationalen Übereinkommen zu unterstützen. 

Es empfiehlt sich, die Modalitäten und Regeln für die Verwaltung der 
Kooperationsaktionen im Bereich der Hilfe für die entwurzelten Bevölkerungsgruppen 
(Flüchtlinge, Vertriebene und Rückkehrer) festzulegen -

hat folgende Verordnung erlassen: 

Artikel 1 

Die Gemeinschaft führt ein Programm zur Unterstützung und Hilfe für die entwurzelten 
Bevölkerungsgruppen (Flüchtlinge, Vertriebene und Rückkehrer, Demobilisierte) in den 
lateinamerikanischen und asiatischen Ländern durch, um ihnen in der Übergangsphase 
zwischen humani tä re r Soforthilfe und Rehabi l i ta t ionshi l fe oder 
Entwicklungszusammenarbeit zu helfen, die gegebenenfalls vorgesehen werden, sobald 
die Entwicklung der Lage dies zuläßt. 



Artikel la 

Die Errichtung demokratischer Strukturen und die Förderung der Menschenrechte sind 
wesentlicher Bestandteil der Hilfsprogramme für die entwurzelten Bevölkerungsgruppen 
der Entwicklungsländer in Lateinamerika und in Asien. An der Bewertung der Bedürfnisse 
und der Durchführung der Hilfsprogramme werden alle betroffenen Gruppen sowie die 
lokale Bevölkerung, die Flüchtlinge und Vertriebene aufnimmt, in vollem Umfang 
beteiligt. Die Hilfe und die entsprechenden Mittel sind für gefährdete Gruppen 
einschließlich Frauen, Kinder, einheimischer Bevölkerungsgruppen, Behinderter und 
Betagter bestimmt. 

Artikel 2 

In diesem Zusammenhang unterstützt die Gemeinschaft unter anderem folgende Aktionen: 

1. Überlebenshilfe und Hilfe bei der Unterbringung der Flüchtlinge in den Asylländern; 
2. Unterstützung der Bevölkerung der Aufnahmeregionen, damit die Auswirkungen der 

Anwesenheit der Vertriebenen abgemildert werden; 
3. Hilfe bei der Rückführung; 
4. Hilfe bei der Wiederansiedlung von Flüchtlingen oder Vertriebenen in ihrer 

Herkunftsregion oder an einem anderen Ort ihrer Wahl einschließlich der eventuellen 
Wiederansiedlung in einem Drittland; 

5. Unterstützung bei der vorübergehenden Unterbringung oder endgültigen Ansiedlung 
der Vertriebenen in anderen Regionen ihres Landes; 

6. Hilfe bei der wirtschaftlichen Integration der nicht rückkehrwilligen oder -fähigen 
Flüchtlinge im Aufnahmeland; 

7. Unterstützung der sozialen und wirtschaftlichen ''Entwicklung, der sozialen 
Wiedereingliederung einschließlich Maßnahmen zur Aussöhnung/Vermittlung in den 
Rückkehrgebieten; 

8. Hilfe bei der Verwirklichung der Selbstversorgung mit Nahrungsmitteln, der 
Bereitstellung von Unterkünften, sanitären Anlagen, Trinkwasser, einer medizinischen 
Grundversorgung auch im Bereich der Fortpflanzung, einer psychologischen 
Betreuung, Bildungseinrichtungen und Basisinfrastrukturen bis zu dem Zeitpunkt, zu 
dem diese Hilfe durch Rehabilitations- oder Entwicklungsaktionen abgelöst wird; 

9. Unterstützung der Demobilisierung ehemaliger Kämpfer und ihrer 
Wiedereingliederung in das Zivilleben; 

10. Minenräumarbeiten, sofern sie notwendig sind, um die Sicherheit der 
Bevölkerungsgruppen während der Wanderungsbewegungen zu gewährleisten und 
ihre Ansiedlung, ihre Wiederansiedlung und Wiedereingliederung in das 
wirtschaftliche und soziale Leben des Aufnahme- oder Herkunftslandes bzw. der 
Aufnahme- oder Herkunftsregion zu ermöglichen, sowie Maßnahmen zur Förderung 
der Sensibilisierung und der Sicherheit im Zusammenhang mit Minen; 

10a Hilfe im Bereich der Beratung und rechtlichen Unterstützung der Vertriebenen, 
damit sie ihre Eigentumsrechte geltend machen können; 

1 Ob Maßnahmen zur Beseitigung der durch die Vertreibung großer Bevölkerungsgruppen 
verursachten Umweltschäden; 

10c Spezifische Programme für vertriebene Frauen zur Bekämpfung sexueller Gewalt, 
Programme zur Unterstützung von Frauengruppen vor Ort und zur Bereitstellung von 
Hilfsdiensten, die nur für Frauen bestimmt sind, einschließlich der Betreuung von 
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Frauen, die Opfer von Vergewaltigungen geworden sind, der Behandlung von 
Geschlechtskrankheiten und Gesundheitsprogramme für Mütter und Kinder; 

lOd Hilfe bei der Förderung der Einheit der Familie einschließlich Programme zur Suche 
von Familienangehörigen und zur Familienzusammenführung; 

10e Hilfe bei der gerichtlichen Regelung von Fällen der Verletzung der Menschenrechte 
von Vertriebenen. 

Artikel 3 

(1) Die Endbegünstigten der Aktionen sind die entwurzelten Menschen, die aus den 
Entwicklungsländern in Asien und Lateinamerika kommen oder sich vorübergehend 
dort aufhalten: 

a) Flüchtlinge im Sinne des am 28. Juli 1951 von der Konferenz der 
Vereinten Nationen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und 
Heimatlosen angenommenen Übereinkommens über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge; danach gilt als Flüchtling "jede Person, die aus der 
begründeten Furcht vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion, 
Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder 
wegen ihrer politischen Überzeugung sich außerhalb des Landes befindet, 
dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt, und den Schutz dieses Landes nicht 
in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Befürchtungen nicht in 
Anspruch nehmen will"; 

b) "Vertriebene": Einzelpersonen oder Gruppen, die aus ähnlichen Gründen 
wie den in dem Übereinkommen von 1951 genannten in ihrem eigenen 
Lande vertrieben wurden und des internationalen Schutzes bedürfen, aber 
nicht die Rechtsstellung als Flüchtling gemäß dem Übereinkommen von 
1951 besitzen; 

c) "Rückkehrer": Einzelpersonen oder Gruppen, die, nachdem sie aus ihrem 
Heimatort geflohen waren, aus freiem Willen oder aufgrund der Situation 
beschlossen haben, in ihr Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion 
zurückzukehren. 

(2) Die Hilfe ist ferner bestimmt für: 

a) die lokale Bevölkerung der Aufnahmeländer, die ihre sozialen, 
wirtschaftlichen und administrativen Ressourcen für die Aufnahme und 
Unterstützung der Flüchtlinge und Vertriebenen bereitstellen, um ihnen die 
Durchführung von Projekten zu ermöglichen, die auf lange Sicht die 
Selbsthilfe, die Integration oder die Wiedereingliederung dieser Menschen 
gewährleisten sollen; 

b) demobilisierte Kämpfer der regulären Streitkräfte und der bewaffneten 
Widerstandsbewegungen sowie ihre Familien und ihre soziale Basis. 

b a) Personen, die des internationalen Schutzes bedürfen, weil ihr Leben, ihre 
Freiheit oder Sicherheit durch Verfolgung, bewaffnete Konflikte oder 
schwere Störungen der öffentlichen Ordnung ernsthaft bedroht sind. 
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Artikel 4 

Als Kooperationspartner im Rahmen der spezifischen Hilfsmaßnahmen und der 
technischen Hilfe kommen in Betracht: die Nichtregierungsorganisationen, lokale 
Organisationen, die Einrichtungen der Vereinten Nationen, die internationalen 
Hilfsorganisationen, die nationalen, regionalen oder lokalen Behörden und andere 
geeignete Partner. 

Artikel 5 

(1) Die Mittel, die bei den Aktionen nach Artikel 2 eingesetzt werden können, umfassen 
insbesondere Studien, technische Hilfe, Ausbildungsmaßnahmen und andere 
Dienstleistungen, Lieferungen und Bauarbeiten sowie Rechnungsprüfungen und Evaluierungs­
und Kontrollmissionen. 

(2) Aus Gemeinschaftsmitteln finanziert werden können je nach den Erfordernissen der 
Durchführung der Aktionen sowohl Investitionskosten mit Ausnahme des Erwerbs 
von Immobilien als auch Betriebskosten in Devisen oder in Landeswährung. 

(3) Es werden systematische Anstrengungen unternommen, damit die Akteure und 
Partner, denen die Aktion letzlich zugute kommt (Land, Gebietskörperschaften, 
Unternehmen u.a.), im Rahmen ihrer Möglichkeiten und je nach der Art der 
jeweiligen Aktion einen vor allem finanziellen Beitrag leisten. 

(4) Angestrebt werden mögliche Kofinanzierungen, insbesondere mit den Mitgliedstaaten 
oder mit multilateralen, regionalen und anderen Organisationen. Es werden die 
erforderlichen Maßnahmen getroffen, um den Gemeinschaftscharakter der aufgrund 
dieser Verordnung gewährten Hilfe zum Ausdruck zu bringen. 

(5)* Zur Stärkung der Kohärenz und der Komplementarität der von der Gemeinschaft 
finanzierten Aktionen mit den von den Mitgliedstaaten finanzierten Aktionen und zur 
Gewährleistung einer optimalen Effizienz aller Aktionen trifft die Kommission alle 
für die Koordinierung erforderlichen Maßnahmen, insbesondere: 

a) Aufbau eines Systems für den systematischen Austausch von Informationen 
über die finanzierten Aktionen oder Aktionen, deren Finanzierung von der 
Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten geplant ist; 

b) Koordinierung am Ort der Durchführung der Aktionen im Zuge 
regelmäßiger Sitzungen und des Informationsaustauschs zwischen den 
Vertretern der Kommission und der Mitgliedstaaten in dem 
Empfangerland. 

Artikel 6 

Die finanzielle Unterstützung gemäß der Verordnung wird in Form von 
nichtrückzahlbaren Zuschüssen gewährt. 
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Artikel 7 

(1) Die Kommission wird beauftragt, die in dieser Verordnung vorgesehenen Aktionen 
gemäß den geltenden Haushaltsverfahren und sonstigen Verfahren, insbesondere 
denen, die in der für den Gesamthaushaltsplan der Gemeinschaften geltenden 
Haushaltsordnung vorgesehen sind, vorzubereiten, zu beschließen und zu verwalten. 

(2) Beschlüsse über Aktionen, die gemäß dieser Verordnung mit mehr als 5 Mio. ECU 
je Aktion finanziert werden, sowie alle Beschlüsse zur Änderung dieser Aktionen, 
aufgrund deren der für eine Aktion ursprünglich vorgesehene Betrag um mehr als 
20 % überschritten wird, werden nach dem Verfahren des Artikels % gefaßt. 

(3) Die gemäß dieser Verordnung geschlossenen Finanzierungsabkommen und -vertrage 
sehen insbesondere vor, daß die Kommission und der Rechnungshof vor Ort 
Kontrollen nach den üblichen Verfahren vornehmen können, die von der 
Kommission im Rahmen der geltenden Bestimmungen, insbesondere der für den 
Gesamthaushaltsplan der Gemeinschaft geltenden Haushaltsordnung, festgelegt 
werden. 

(4) Soweit im Rahmen der Aktionen Finanzierungsabkommen zwischen der 
Gemeinschaft und dem Empfangerland geschlossen werden, sehen diese Abkommen 
vor, daß Steuern, Zölle und Abgaben von der Gemeinschaftsfinanzierung 
ausgeschlossen sind. 

(5) Die Teilnahme an Ausschreibungen und Aufträgen steht allen natürlichen und 
juristischen Personen der Mitgliedstaaten und des Empfangerstaates zu gleichen 
Bedingungen offen. Sie kann auch auf andere Entwicklungsländer ausgedehnt 
werden. 

(6) Die Lieferungen müssen ihren Ursprung in den Mitgliedstaaten oder in dem 
Empfangerstaat oder in anderen Entwicklungsländern haben. In ordnungsgemäß 
begründeten Ausnahmefallen sind Lieferungen mit Ursprung in anderen Ländern 
zulässig. 

Artikel 8 

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuß mit beratender Funktion unterstützt, der 
sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusammensetzt und in dem der Vertreter der 
Kommission den Vorsitz führt; dabei handelt es sich um den ALA-Ausschuß, der 
mit Artikel 15 der Verordnung (EWG) Nr. 443/92 des Rates vom 25. Februar 1992 
eingesetzt wurde. 

(2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Ausschuß einen Entwurf der zu 
treffenden Maßnahmen. Der Ausschuß gibt - gegebenenfalls durch Abstimmung -
eine Stellungnahme zu diesem Entwurf innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende 
unter Berücksichtigung der Dringlichkeit der betreffenden Frage festsetzen kann. Die 
Stellungnahme wird in das Protokoll aufgenommen; darüber hinaus hat jeder 
Mitgliedstaat das Recht zu verlangen, daß sein Standpunkt im Protokoll festgehalten 
wird. 



Die Kommission berücksichtigt soweit wie möglich die Stellungnahme des 
Ausschusses. Sie unterrichtet den Ausschuß darüber, inwieweit sie seine 
Stellungnahme berücksichtigt hat. 

(3) Einmal im Jahr erfolgt ein Meinungsaustausch auf der Grundlage der Vorlage der 
allgemeinen Orientierungen für die im kommenden Jahr durchzuführenden Aktionen 
durch den Vertreter der Kommission. 

Artikel 9 

Nach Ablauf eines jeden Haushaltsjahres unterbreitet die Kommission dem Europäischen 
Parlament und dem Rat einen Jahresbericht mit einer Darstellung der im Laufe des 
Haushaltsjahres finanzierten Aktionen und einer Evaluierung der Durchführung dieser 
Verordnung während des Haushaltsjahres. 

Dieser Bericht enthält insbesondere präzise und detaillierte Angaben über die Akteure, an 
die die Aufträge vergeben oder mit denen die Verträge zur Durchführung der Aktionen 
geschlossen wurden. 

Außerdem enthält der Bericht eine Zusammenfassung der gegebenenfalls von 
unabhängigen Sachverständigen vorgenommenen Evaluierungen bestimmter Aktionen. 

Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren feilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Diese Verordnung wird fünf Jahre nach ihrem Inkrafttreten überprüft. 

Geschehen zu Brüssel am Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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